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Geſetz⸗Sammlung 
g fuͤr die f 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


No. 18. 


(No. 1895.) Verordnung wegen Einführung eines gleichmäßigen Verfahrens bei der Inſinua⸗ l, a eee. Gn en, 
. ii ue, I. he g tion der richterlichen Erkenntniſſe und bei Einlegung der Rechtsmittel. „ru ee, ge. ; 
Bom 5. Mai 1838. Das Bdjndrcchorienn C 
Wi 7 . f ; - eo Her Dong Aalen na 
ir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von e ra 
5 Preußen ꝛc. ꝛc. 8 erer, el werb Gel, | 
finden Uns bewogen, zur Einführung eines gleichmaͤßigen Verfahrens bei der eee, 72/4] 
Inſinuation richterlicher Erkenntniſſe und bei der Einlegung der dagegen zulaͤſſi⸗ ae, e ee 
gen Rechtsmittel, auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums und nach erfor⸗ e a e, u, 
dertem Gutachten einer aus Mitgliedern des Staatsraths ernannten Kommiſſion, 
für alle Provinzen Unſerer Monarchie, in welchen die Allgemeine Gerichtsord⸗ 
nung Geſetzeskraft hat, zu verordnen, a folgt: 


Die Vorſchrift des §. 37. der Verordnung vom 1. Juni 1833. über Inſſnuatten 
den Mandats-, den ſummariſchen und den Bagatelprozeß foll fortan in allen hin. An die 
Civil⸗ G aal en zur Anwendung gebracht werden. 


— —— — 


artheien 
ſoll daher die Inſinuation von Erkenntniſſen, Kontumazial⸗, Agni⸗ Aion. 
tions⸗, Purifikations⸗Reſolutionen, Praͤkluſions⸗ und Adjudikations⸗Beſcheiden in 
der Regel binnen acht Tagen nach Abfaſſung oder Publikation derſelben nicht 
bloß an die Stellvertreter der Partheien, ſondern auch an dieſe ſelbſt erfolgen. 
Die Partheien erhalten 333 Stellvertreter Abſchriften derſelben. 


Die bei Publikation und Zufertigung von Erkenntniſſen, Reſolutionen 
und Beſcheiden bisher vorgeſchriebene Belehrung der Partheien durch den Rich⸗ 
ter uͤber die ihnen zuſtaͤndigen Nechtentite wird hierdurch allgemein aufgehoben. 


Die Inſinuation der Erkenntniſſe ꝛc. an die Partheien iſt auf dieſelbe Wie fie zu 
Weiſe, wie die Inſinuation der Vorladungen, nach Vorſchrift der Allgemeinen bewirken. 
Gerichtsordnung Th. I. Tit. 7. $. 19. u. f. zu bewirken. Es treten jedoch nach⸗ 
ſtehende naͤhere Beſtimmungen ein: 5 ee 
a) Sind Litiskonſorten vorhanden, fo iſt die Ausfertigung des Erfenntnif , 
ſes ꝛc. nur Einem derſelben zuzustellen. Die übrigen Theilnehmer find hier- 7,” e 
von unter Beifuͤgung einer Abſchrift des Tenors der Entſcheidung 105243 — 1 
Ae, sle l. eee, 


benachrichtigen. Die Benachrichtigung kann auch durch eine Kurrende 
(No, 1895.) Jahrgang 1838. Rr geſchehe 
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geſchehen. Bei Litiskonſorten, welche zur Verhandlung des Prozeſſes 
Deputirte aus ihrer Mitte beftellt haben, erfolgt die Zuſtellung nur an dieſe. 
b) Iſt der Aufentshaltsort einer Parthei unbekannt, hat insbeſondere im 
Laufe des Prozeſſes nach der Anzeige des mit der Inſinuation beauftrag⸗ 
ten Beamten eine Parthei ihre bisherige Wohnung aufgegeben und uͤber 
ihren neuen Aufenthalt keine Nachricht zuruͤckgelaſſen, ſo erfolgt die Pu⸗ 


Gerichtsſtelle. Hat das Erkenntniß ꝛc. vierzehn Tage lang ausgehangen, 
fo iſt die Inſinuation für bewirkt anzunehmen. | 


Beſcheiden und Kontumazial⸗Erkenntniſſen, welche auf eine Ediktal⸗Ladung 
u ergangen find. : 

8 ch An Partheien, welche nicht am Orte des Gerichts, oder in deſſen naͤch⸗ 
e ee ir Umgebung ſich aufhalten, erfolgt die Zuſendung durch die Poſt. Der 
i (ges fete, Nachweis der Inſinuation wird durch ein Poſt⸗Inſinuations⸗Dokument 
Seel, e, Fan Fersen Le. geführt (Inſtruktion vom 24. Juli 1833. $. 42.). Daſſelbe muß außer 
. wee eee der Quittung des Empfängers das Atteſt eines vereideten Poſtboten über 
, , die gehoͤrig erfolgte Zuſtellung der verſchloſſenen Ausfertigung unter Bei⸗ 
„ druͤckung eines Amtsſiegels enthalten. : — 5 
V Zuſendungen in das Ausland werden, wo dies zulaͤſſig iſt, auf 
ER Sn Sn gewoͤhnliche Weiſe F = 

armer e. 
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ar nn , ker litt. b. ein. 

8 SS ) Wenn die Parthei im Publikations⸗Termine oder nach deſſen Abhaltung 
es erklaͤrt, „daß fie die Zuftellung einer Ausfertigung des Erkenntniſſes nicht 
„ee , e perlange!, eben fo, wenn fie daſſelbe anzunehmen, oder einen Empfang⸗ 
e en eee be, ſchein zu ertheilen verweigert, fo vertritt die darüber aufgenommene Re⸗ 
ec, mee, s giſtratur oder die Anzeige des mit der Zuftellung beauftragten Beamten 
6 die Stelle der Inſinuation. 8 


4. 
Die Inſinugtion an den Stellvertreter einer Parthei genuͤgt: : : 

a) wenn der Stellvertreter die Gerechtſame einer Parthei vermöge einer 
geſetzlichen Vorſchrift wahrzunehmen hat, als fiskaliſche Behörde, Magi⸗ 
ſtrat, Vormund, Kurator, Vorſteher u. ſ. w.; oder 5 

b) wenn derſelbe zur Empfangnahme des Erkenntniſſes ausdruͤcklich beauf⸗ 
tragt worden iſt, es ſey in der Prozeß⸗ oder in einer beſondern Voll⸗ 
macht, deren Beglaubigung es jedoch nicht bedarf; 

c) wenn die Parthei ſich im Auslande an einem Orte befindet, wohin res 
kommandirte Zuſendungen durch die Poſt nicht ſtatt finden. Hat die 
Parthei in dieſem Falle keinen Stellvertreter beſtellt, ſo wird ihr ein 
e von Amtswegen zugeordnet, der ihre Gerechtſame gleich einem 

urator, Sr 

F. 1003. Tit. 18. Th. II. des Allgemeinen Landrechts, 

nach pflichtmaͤßigem Ermeſſen wahrzunehmen hat, ohne daß jedoch die 

Einleitung einer foͤrmlichen Kuratel erfolgt. 1 5 


Tl 
Wenn das Erkenntniß ꝛc. von der Poſt als unbeſtellbar zuruͤck⸗ 
Ferse er eee, geliefert wird, ſo tritt der Aushang deſſelben nach der Beſtimmung un⸗ 


blikation des Erkenntniſſes ꝛc. durch einen oͤffentlichen Aushang an der 


e) Eine gleiche Art der Inſinuation (F. 3. b.) findet ſtatt, bei Praͤkluſions⸗ 


. . 


4 i =D. 

Der Lauf der geſetzlichen Kit aur Einlegung des Rechtsmittels der Ap⸗ Anfang ber 
pellation, der Reviſion und der Nichtigkeitsbeſchwerde, imgleichen des Rekurſes Raug der = Ä 
wider Erkenntniſſe und der Reſtitution gegen Kontumazial⸗ und Praͤkluſtons⸗ Rechtsmittel. 
Beſcheide, beginnt mit der Inſinuation 5 Erkenntniſſes ꝛc. an die Parthei. 5 27 = en 
75 5 = RI F 1 


Eine Ausnahme tritt ein: Ausnahmen.. a | 
1) in den Faͤllen des $. 4. a eee eee eee, me 
' Die Friſt beginnt in dieſen Fällen mit der Inſinuation an die dort bes nr 73 , ge 
Fjeichneten Stellvertreter der Partheien. - FFF 


el. 
2) in den Fallen des F. 3. b. und e., wenn ein Aushang an Öffentlicher eee L e 
Gerichtsſtelle die Stelle der Inſinuation vertritt. 
Die Friſt beginnt hier erſt mit dem Ablauf des für den oͤffentlichen 
Aushang beſtimmten vierzehntaͤgigen Zeitraums. 
3) in Bagatellſachen. : 
Die Friſt beginnt mit dem angeſtandenen Termine, in welchem das mit 
der Vorladung verbundene Mandat wegen Nichterſcheinens des Verklagten in 
die Kraft eines Kontumazial⸗Erkenntniſſes uͤbergegangen iſt. | 
7. M a S. 
Die in den $$. 21. und 22. der Verordnung vom 14. Dezember 1833. Dauer der 
beſtimmte Friſt von ſechs und zwölf Wochen zur Einlegung des Rechtsmittels n 1 
der Appellation, Reviſion und Nichtigkeitsbeſchwerde findet auch Anwendung Kechtsmittel. | 
uf die Einlegung des Rekurſes gegen Erkenntniſſe der ordentlichen Gerichte, 
Kabinetsorder vom 8. Auguft 1832. (Gef. S. Seite 199.); J 
$. 10. der Verordnung über die Exekution in Civilfachen vom 4. Maͤrz : 1 
1834. (Gef. S. Seite 33.); : | 
$. 3. Nr. 2. Tit. 14. Thl. I. der Allgemeinen Gerichtsordnung, und s 
$. 110. des Anhanges; f f 
und auf die Einlegung des an das vorgeſetzte Miniſterium zulaͤſſigen Rekurſes 
gegen definitive Entſcheidungen der General⸗Kommiſſionen und der ihre Stelle Ei 
bertretenden Regierungs⸗Abtheilungen. > 
In Betreff des Rechtsmittels der Reſtitution gegen Kontumazial⸗ und 
Praͤkluſions⸗Beſcheide verbleibt es bei = bisherigen Friſt von zehn Tagen. 
g In Injurienſachen finden nur die Vorſchriften der $$. 1. bis 4. dieſer a 
Verordnung Anwendung; in Anſehung der Friſten zur Einlegung der Rechts⸗ 
Mittel bewendet es bei den beſtehenden Vorſchriften. 
i 9 


Der Tag der Inſinuation wird bei allen Friſten nicht mitgerechnet. f | | 
: 10. | 
f 
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\ Die Friſt zur Einlegung jedes zulaͤſſigen Rechtsmittels iſt gewahrt, wenn Einlegung , = ee , 
daſſelbe innerhalb des geſetzlich dazu beſtimmten Termins bei einer derjenigen mittels der der 
Gerichtsbehoͤrden angebracht wird, zu deren Reſſort die Sache in der erſten ungebsrigen 1 
der in einer höheren Inſtanz ganz oder theilweiſe gehoͤrt. V „ 
Mm Hat die Parthei ſich irrthümlich an eine andere, inkompetente Juſtiſbe⸗ „„ 

hörde gewandt; fo iſt die letztere verpflichtet, das Geſuch von Amtswegen ſofort p, , 7 "re | 
Gi. 1895) | ii!!! 8 
, e, e, a dar Abe be dee, A. A. eee. ee ee lege ee Cee, we, lee, 


4 


ee? eee, ae. eee, as Fate, ae. g, re, 


ER 
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ee be ge e an das betreffende Gericht zur weitern Verfügung abzugeben. Der Parthei 
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wird jedoch die Zeit von der Praͤſentation des Geſuchs bei der inkompetenten 
Juſtizbehoͤrde bis zur Praͤſentation bei 2 gehörigen Gericht nicht angerechnet 

x 8 Je cu. 2 
Präkluſtvi⸗ Iſt im ordentlichen Prozeſſe (Allg. Ger. Ordn. Thl. I. Tit. 14.) mit 
me der Anmeldung des Rechtsmittels der Appellation nicht zugleich die Rechtferti⸗ 
gung der Ap⸗gung derſelben erfolgt, fo wird der Appellant ohne Unterſchied der Faͤlle, ob er 
bellatton. neue Thatſachen oder Beweismittel anzuführen hat oder nicht, zu einem Ter⸗ 


. e fi mine vorgeladen, um die Rechtfertigung der Appellation zu Protokoll zu erklären, 


oder die Rechtfertigungsſchrift (Appellationsbericht) zu uͤberreichen. Die Vor⸗ 
ladung zu dieſem Termine erfolgt unter der Verwarnung: 
„daß, wenn der Appellant nicht erſcheinen ſollte, angenommen wer⸗ 
den wuͤrde, er wolle ſich lediglich auf die Verhandlungen der erſten 
Inſtanz berufen.“ n 

Der Appellat iſt von dieſer Verfuͤgung zu benachrichtigen. 
Der Termin muß nach Beſchaffenheit der Sache ſo abgemeſſen werden, 
daß dem Appellanten eine Friſt von vier bis acht Wochen frei bleibt. Die 
Verlegung des Termins findet, in ſo fern der Gegner nicht einwilligt, nur ein⸗ 
mal, und nur dann Statt, wenn dieſelbe unter Angabe und Beſcheinigung der 

Hinderungsurſachen ſpaͤteſtens im 8 ſelbſt nachgeſucht wird. 


Aufhebung Alle dieſen Beſtimmungen entgegenstehende Vorſchriften der bisher ergan⸗ 
entgegen e genen Geſetze werden aufgehoben. 
fe Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 5. Mai 1838. 


(. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. Muͤffling. v. Kamptz. Muͤhler. 
Beglaubigt: 


für den Staatsſekretäͤr: 
Duͤesberg. 
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